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. B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
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1. VWGVG § 28 heute


file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20170503_W133_2105843_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20170503_W133_2105843_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20170503_W133_2105843_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20170503_W133_2105843_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Bvwg&Dokumentnummer=BVWGT_20170503_W133_2105843_1_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000138&Artikel=133&Paragraf=&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40197303
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40201324
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40201325
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40154584
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40139695
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR40046334
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12007995
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12003568
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12002812
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1930/1/A133/NOR12002524
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/ii/2011/330/P9/NOR40155325
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/ii/2011/330/P9/NOR40132211
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20008255&Artikel=&Paragraf=24&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P24/NOR40196848
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P24/NOR40189039
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P24/NOR40147937
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20008255&Artikel=&Paragraf=28&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P28/NOR40196850
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/i/2013/33/P28/NOR40147941
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20008255&Artikel=&Paragraf=28&Anlage=&Uebergangsrecht=

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W133 2105843-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von XXXX,
gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 29.01.2014, XXXX, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2011, zu
Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Natascha GRUBER Uber die Beschwerde von
romisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 29.01.2014, rémisch 40 , betreffend Einheitliche
Betriebspramie 2011, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Die Beschwerdefihrerin stellte am 28.03.2011 einen Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2011 und
beantragte unter anderem die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fir das Antragsjahr 2011 fur in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefihrerin ist Auftreiberin auf
die XXXX, fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung fur
die Alm eine Almfutterflaiche von 88,17 ha angegeben.Die BeschwerdefUhrerin stellte am 28.03.2011 einen
Mehrfachantrag-Flachen (MFA) fur das Antragsjahr 2011 und beantragte unter anderem die Gewahrung der
Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung
naher konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefihrerin ist Auftreiberin auf die romisch 40 , fir die ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung fir die AlIm eine Almfutterflache
von 88,17 ha angegeben.

Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2011 wurde der Beschwerdefuhrerin fir das Antragsjahr 2011
eine EBP in H6he von EUR 1.865,92 gewahrt. Dabei wurde eine beantragte Gesamtflache von 23,48 ha (davon anteilige
Almfutterflache von 15,62 ha) zugrunde gelegt, dies bei 23,26 vorhandenen flachenbezogenen Zahlungsansprichen.
Die ermittelte Gesamtflache betrug entsprechend den vorhandenen ZA 23,26 ha, die ermittelte Almfutterflache
entsprach der beantragten Almfutterflache. Zur Auszahlung gelangten dementsprechend 23,26 flachenbezogene

Zahlungsanspriche. Dieser Bescheid wurde nicht angefochten.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 01.08.2013 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2011 eine tatsachliche
Almfutterflache von 51,58 ha, beantragt waren 88,17 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 36,59 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 01.08.2013 auf der rémisch 40 ergab fur das Antragsjahr 2011 eine tatsachliche
Almfutterflache von 51,58 ha, beantragt waren 88,17 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 36,59 ha.

Mit dem angefochtenen Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014 wurde der Beschwerdefthrerin fir das
Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie in Héhe von nur mehr EUR 1.376,17 gewahrt und eine Ruckforderung in Hohe
von EUR 489,75 ausgesprochen. Dabei wurde, ausgehend von nur mehr 16,90 vorhandenen flachenbezogenen
Zahlungsanspruchen, eine beantragte Gesamtflache von 23,48 ha (davon anteilige Almfutterflache von 15,62 ha)
zugrunde gelegt. Die ermittelte Gesamtflache betrug 16,90 ha (davon berticksichtigte anteilige Almfutterflache 9,14 ha).
Da lediglich 16,90 Zahlungsansprtiche zur Verflgung standen, wurden auch nur 16,90 ha Flache als ermittelt gewertet.
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Somit gelangten auch nur 16,90 flaichenbezogene Zahlungsanspriche zur Auszahlung. Es wurde keine Differenzflache
festgestellt. Die aufschiebende Wirkung einer allfalligen Beschwerde wurde von der belangten Behorde
ausgeschlossen.

Dieser Bescheid wurde erlassen, da sich aus dem Antragsverfahren des Jahres 2008 (betreffend die EBP 2008) ergeben
hatte, dass hinsichtlich der EBP 2008 nach Berticksichtigung der erwahnten Vor-Ort-Kontrolle auf der XXXX bei einer
beantragten Flache von 23,26 ha lediglich 16,90 ha ermittelt werden konnten. Da aber 23,52 Zahlungsansprtiche aus
der nationalen Reserve (Kompression) zur Verflgung standen und 6,62 Zahlungsanspriuche (durch die
Flachendifferenz) nicht hatten genutzt werden koénnen, waren diese nicht genutzten Zahlungsanspriche - mit
Abénderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013, bestatigt durch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom
03.05.2017, GZ W133 2104380-1/3E - im Antragsjahr 2008 rechtskraftig flr verfallen erklart worden. Die verfallenen
Zahlungsanspriiche aus der nationalen Reserve stehen im nachsten und in den darauffolgenden Antragsjahren
(nunmehr gegenstandlich das Antragsjahr 2011) nicht mehr zur Verfliigung.Dieser Bescheid wurde erlassen, da sich aus
dem Antragsverfahren des Jahres 2008 (betreffend die EBP 2008) ergeben hatte, dass hinsichtlich der EBP 2008 nach
BerUcksichtigung der erwahnten Vor-Ort-Kontrolle auf der rémisch 40 bei einer beantragten Flache von 23,26 ha
lediglich 16,90 ha ermittelt werden konnten. Da aber 23,52 Zahlungsanspriche aus der nationalen Reserve
(Kompression) zur Verflgung standen und 6,62 Zahlungsanspriche (durch die Flachendifferenz) nicht hatten genutzt
werden kdénnen, waren diese nicht genutzten Zahlungsanspriche - mit Abdnderungsbescheid der AMA vom
30.10.2013, bestatigt durch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 03.05.2017, GZ W133 2104380-1/3E -
im Antragsjahr 2008 rechtskraftig fur verfallen erklart worden. Die verfallenen Zahlungsanspriiche aus der nationalen
Reserve stehen im nachsten und in den darauffolgenden Antragsjahren (nunmehr gegenstandlich das Antragsjahr
2011) nicht mehr zur Verfagung.

Gegen diesen Abanderungsbescheid erhob die Beschwerdefihrerin am 12.02.2014 Beschwerde. Es wird beantragt:

1. 1.Ziffer eins
die ersatzlose Behebung des angefochtenen Bescheides, andernfalls

2. 2.Ziffer 2
die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Berechnung der EBP nach Mal3gabe der
Beschwerdegriinde erfolgt und jedenfalls keine Kiirzungen und Ausschlisse verfligt werden, andernfalls
Karzungen und Ausschlisse nur nach Mal3gabe der Beschwerdegriinde verhangt werden,

3. den angefochtenen Abanderungsbescheid in der Weise abzuandern, dass die Zahlungsanspriiche im beantragten
Umfang ausbezahlt und genutzt werden,

4. den angefochtenen Abanderungsbescheid in der Weise abzudandern, dass die Anzahl der ZA des Bescheides vom
30.12.2011 aufrecht erhalten und nicht der Nationalen Reserve zugeschlagen werden,

5. den Ausspruch Uber den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung abzuandern und der Beschwerde aufschiebende
Wirkung zuzuerkennen,

6. die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung,

7. den offensichtlichen Irrtum entsprechend dem eigenen Beschwerdepunkt anzuerkennen und die Berichtigung des
Beihilfeantrages zuzulassen.

Anfangs fuhrt die Beschwerdefthrerin aus: Waren der Zuweisung der Zahlungsanspriche bereits die nunmehr von der
AMA festgestellten Almfutterflachen zugrunde gelegt worden, hatte sich eine Veranderung derart ergeben, dass wohl
weniger, dafir aber hohere Zahlungsanspriiche zugewiesen worden waren - es waren aber die dem Betrieb
ausbezahlten Férdersummen dieselben geblieben. Die nachtragliche Minderung der Almfutterflache - aus welchen
GrUnden auch immer - habe zur Folge, dass die Fordersumme im Vergleich zu den im Referenzzeitraum aufgebauten
Marktpramien verringert werde, ohne jedwedes Zutun der Beschwerdefiihrerin. Dies sei weder sachgerecht noch
gerechtfertigt.

Die Beschwerdefuhrerin bringt im Wesentlichen vor, die beihilfefahige Flache sei vorschriftsmaRig nach den ortlichen
Verhéltnissen mit der notwendigen Sorgfalt ermittelt und beantragt worden. Die Vor-Ort-Kontrolle habe andere
Ergebnisse gebracht.

Die nunmehrige Ruckforderung kénne in dieser Hohe nur darauf basieren, dass vorhandene Zahlungsanspriiche



verfallen seien. Eine derartige Vorgangsweise sei nicht rechtmafig.

Nach Erwdgungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009 seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnenNach
Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009, seien Ubererkldrungen mit Untererkldrungen zu verrechnen.

Die beihilfenfahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig
nach den ortlichen Verhaltnissen ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begrindet worden. Sollte sich
die Beantragung jedoch als falsch erweisen, treffe ihn trotzdem kein Verschulden im Sinne des Art. 73 Abs. 1 der VO
(EG) Nr. 1122/2009 iVm § 9 Abs. 2 INVEKOS-GIS-V 2011. Kiirzungen und Ausschllsse seien daher nicht anzuwenden.Die
beihilfenfahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt vorschriftsmaRig nach
den ortlichen Verhaltnissen ermittelt und die Feststellungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. Sollte sich die
Beantragung jedoch als falsch erweisen, treffe ihn trotzdem kein Verschulden im Sinne des Artikel 73, Absatz eins, der
VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, in Verbindung mit Paragraph 9, Absatz 2, INVEKOS-GIS-V 2011. Kirzungen und Ausschlisse

seien daher nicht anzuwenden.

Gemal} Art. 73 Abs. 4 der VO (EG) 796/2004 fir die Wirtschaftsjahre vor 2010 und Art. 80 Abs. 3 der VO (EG) 1122/2009
ab 2010 bestiinde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behorde
zurlickzufuhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kénnen.GemalR Artikel 73, Absatz 4,
der VO (EG) 796 aus 2004, fur die Wirtschaftsjahre vor 2010 und Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) 1122 aus 2009, ab
2010 bestunde keine Ruckzahlungsverpflichtung, wenn eine Zahlung auf einen Irrtum der zustdndigen Behdrde
zuruckzufuhren sei, den der Betriebsinhaber billigerweise nicht erkennen habe kénnen.

Es hatten sich die Messsysteme bzw. die Messgenauigkeit gedandert und damit auch die berechnungsrelevanten
Tatsachen. Die Feststellungen der Behorde zu den Wirtschaftsjahren vor 2010 seien mit unzuverlassigen
Messmethoden erfolgt und ldge auch deswegen ein Irrtum der Behdrde vor. Die Partei kdnne nicht Gber genauere
Messmethoden verflgen als die Behdrde. Der EuGH habe in seiner Entscheidung vom 04.09.2009, Rs T-368/05,
festgestellt, dass das Osterreichische Flachenidentifikationssystem nicht den EU-Vorschriften entspreche. Allein durch
diese Anderung der Messmethoden (z.B. Ermittlung nach Aimleitfaden 2000, Digitalisierung 2009-2010) habe sich die

Futterflache gedndert, obwohl keine Veranderungen in der Natur stattgefunden hatten.

Bei der prozentuellen Berticksichtigung von Landschaftselementen (6 %) gehe die AMA von einer Falschberechnung

ihrerseits aus.

Die Unrichtigkeit der Flachenangaben des Almbewirtschafters sei nicht erkennbar gewesen. Die ruckwirkend
durchgefihrten Vor-Ort-Kontrollen 2011, 2012 und 2013 seien mithilfe eines gegenuber dem zum Zeitpunkt der
Digitalisierung im Jahr 2011 verfliigbaren neueren Luftbildes durchgefiihrt worden, auf dem bestimmte Anderungen
ersichtlich sind, die in der Natur nicht ohne weiteres erkennbar gewesen seien. Aufgrund eines mangelhaften
Luftbildes habe der Almbewirtschafter auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhaltnisse vor Ort die unrichtigen
Flachenangaben nicht erkennen kdnnen. Die Vor-Ort-Kontrolle sei mithilfe einer genaueren Messtechnik durchgefuhrt
worden gegenuber jener, die zum Zeitpunkt der Digitalisierung verfligbar gewesen sei. Verschiedene Gegebenheiten
im Orthofoto seien nicht erkennbar gewesen und der AlImbewirtschafter habe nicht abschatzen kdnnen, dass zwischen
dem Digitalisierungsergebnis und den Verhaltnissen in der Natur signifikante Unterschiede bestehen wtrden.

Die Behorde habe bei den VOK vor dem Jahr 2010 die Futterfliche nach dem Almleitfaden beurteilt. Der
Beschwerdefiihrer habe sich bei seiner Antragstellung an dieser Behdrdenpraxis orientiert. Ab 2010 sei durch die
EinfGhrung des NLN-Faktors die Erhebung der Nicht-Futterflichen genauer erfolgt. Die Behdrde wende den neuen
Malstab aber auch auf die Jahre vor 2010 an. Ein Verschulden kénne der Beschwerdefuhrerin nicht angelastet werden
und es durften auch keine Sanktionen verhangt werden.

An einer Uberhohten Beantragung von Futterflachen treffe die Beschwerdefihrerin kein eigenes Verschulden. Die
Antragstellung sei namlich durch den Almbewirtschafter erfolgt und dieser gelte als Verwalter und
Prozessbevollmachtigter des Almauftreibers. Ein allfalliges Verschulden dieses Vertreters kdnne jedoch nicht zu einer
Bestrafung der Beschwerdeflhrerin durch die Anwendung der Kirzungs- und Ausschlussvorschriften fiihren.

Der Abzug des Hutweide-N-Faktors ab 2009 durfe nicht vorgenommen werden, da dieser erst ab 2011 gelte.



Im angefochtenen Bescheid wiirden Zahlungsanspriiche als verfallen bzw. nicht genutzt ausgesprochen werden. Bei
richtiger rechtlicher Beurteilung mussten samtliche Zahlungsanspriiche im beantragten Umfang als genutzt gelten und
somit ausbezahlt werden.

Die verhangte Strafe sei unangemessen hoch und gleichheitswidrig. Der Beschwerde liegt die Darstellung des
Almbewirtschafters der XXXX zur Vorgangsweise der Almfutterflachenfeststellung seit dem Jahr 2000 bei.Die verhangte
Strafe sei unangemessen hoch und gleichheitswidrig. Der Beschwerde liegt die Darstellung des Almbewirtschafters der
rémisch 40 zur Vorgangsweise der Almfutterflachenfeststellung seit dem Jahr 2000 bei.

Am 12.06.2014 Ubermittelte die Beschwerdefihrerin der zustandigen Bezirksbauernkammer eine "Erklarung des
Auftreibers gemalR 8 8i MOG" betreffend die XXXX mit der BNr. XXXXAm 12.06.2014 Ubermittelte die
Beschwerdefiihrerin der zustandigen Bezirksbauernkammer eine "Erkldrung des Auftreibers gemall Paragraph 8 i,
MOG" betreffend die rémisch 40 mit der BNr. rémisch 40 .

Am 13.04.2015 langte die Beschwerdevorlage beim Bundesverwaltungsgericht ein.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdeflhrerin stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2011 und beantragte u.a. die
Gewahrung der EBP fur das Antragsjahr 2011 fur in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Die Beschwerdefuhrerin ist Auftreiberin auf die XXXX, fur die ebenfalls ein Mehrfachantrag-
Flachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung fur die AIm eine Almfutterflache von 88,17 ha
angegeben.Die Beschwerdefihrerin stellte einen Mehrfachantrag-Flachen fur das Antragsjahr 2011 und beantragte
u.a. die Gewahrung der EBP fir das Antragsjahr 2011 fir in den Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher
konkretisierte Flachen. Die Beschwerdeflihrerin ist Auftreiberin auf die romisch 40 , fur die ebenfalls ein
Mehrfachantrag-Flachen gestellt wurde. Dabei wurde in der Beilage Flachennutzung fir die AlIm eine Almfutterflache

von 88,17 ha angegeben.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2011 wurde der Beschwerdefuhrerin fur das Antragsjahr 2011 eine EBP in Héhe von
EUR 1.865,92 gewahrt. Dabei wurde eine beantragte Gesamtflache von 23,48 ha (davon anteilige Aimfutterflache von
15,62 ha) zugrunde gelegt, dies bei 23,26 vorhandenen flachenbezogenen Zahlungsanspruichen. Die ermittelte
Gesamtflache betrug entsprechend den vorhandenen ZA 23,26 ha, die ermittelte Almfutterflache entsprach der
beantragten  Almfutterfliche. Zur  Auszahlung gelangten  dementsprechend 23,26 flachenbezogene
Zahlungsansprtiche.

Eine Vor-Ort-Kontrolle der AMA am 01.08.2013 auf der XXXX ergab fur das Antragsjahr 2011 eine tatsachliche
Almfutterflache von 51,58 ha, beantragt waren 88,17 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 36,59 ha.Eine Vor-
Ort-Kontrolle der AMA am 01.08.2013 auf der réomisch 40 ergab fir das Antragsjahr 2011 eine tatsachliche
Almfutterflache von 51,58 ha, beantragt waren 88,17 ha. Somit ergab sich eine Differenzflache von 36,59 ha.

Aus dem Antragsverfahren des Jahres 2008 (betreffend die EBP 2008) ergab sich, dass hinsichtlich der EBP 2008 nach
Berucksichtigung der erwahnten Vor-Ort-Kontrolle auf der XXXX bei einer beantragten Flache von 23,26 ha lediglich
16,90 ha ermittelt werden konnten. Da aber 23,52 Zahlungsansprtiche aus der nationalen Reserve (Kompression) zur
Verflgung standen und 6,62 Zahlungsanspruche (durch die Flachendifferenz) nicht hatten genutzt werden kénnen,
waren diese nicht genutzten Zahlungsanspriche - mit Abanderungsbescheid der AMA vom 30.10.2013, bestatigt durch
das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 03.05.2017, GZ W133 2104380-1/3E - im bzw. fir das Antragsjahr
2008 rechtskraftig fur verfallen erklart worden. Die verfallenen Zahlungsanspriiche aus der nationalen Reserve stehen
im nachsten und in den darauffolgenden Antragsjahren (nunmehr gegenstandlich das Antragsjahr 2011) nicht mehr
zur Verflgung.Aus dem Antragsverfahren des Jahres 2008 (betreffend die EBP 2008) ergab sich, dass hinsichtlich der
EBP 2008 nach Berucksichtigung der erwdhnten Vor-Ort-Kontrolle auf der romisch 40 bei einer beantragten Flache von
23,26 ha lediglich 16,90 ha ermittelt werden konnten. Da aber 23,52 Zahlungsanspriiche aus der nationalen Reserve
(Kompression) zur Verfligung standen und 6,62 Zahlungsanspriche (durch die Flachendifferenz) nicht hatten genutzt
werden kdnnen, waren diese nicht genutzten Zahlungsanspriche - mit Abdnderungsbescheid der AMA vom
30.10.2013, bestatigt durch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 03.05.2017, GZ W133 2104380-1/3E -
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im bzw. fur das Antragsjahr 2008 rechtskraftig fur verfallen erklart worden. Die verfallenen Zahlungsansprtiche aus der
nationalen Reserve stehen im ndachsten und in den darauffolgenden Antragsjahren (nunmehr gegenstandlich das
Antragsjahr 2011) nicht mehr zur Verfugung.

Mit dem angefochtenen Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014 wurde der Beschwerdefuhrerin fir das
Antragsjahr 2011 eine Betriebspramie in Hohe von nur mehr EUR 1.376,17 gewahrt und eine Rickforderung in Hohe
von EUR 489,75 ausgesprochen. Dabei wurde, ausgehend von nur mehr 16,90 vorhandenen flachenbezogenen
Zahlungsansprtichen, eine beantragte Gesamtflache von 23,48 ha (davon anteilige Almfutterflache von 15,62 ha)
zugrunde gelegt. Die ermittelte Gesamtflache betrug 16,90 ha (davon berticksichtigte anteilige AImfutterflache 9,14 ha).
Da lediglich 16,90 Zahlungsanspruche zur Verfligung standen, wurden auch nur 16,90 ha Flache als ermittelt gewertet.
Somit gelangten auch nur 16,90 flichenbezogene Zahlungsanspriche zur Auszahlung. Es wurde keine Differenzflache
festgestellt. Diese FlichenausmalRe werden vom Bundesverwaltungsgericht, in Ubereinstimmung mit den
Feststellungen der belangten Behérde, der vorliegenden Entscheidung zu Grunde gelegt.

Festgestellt wird daher fur den gegenstandlichen Fall, dass im Antragsjahr 2011 nur 16,90 Zahlungsanspriche
vorhanden waren. Die Rilckforderung im angefochtenen Bescheid hat ihre Ursache somit im - rechtskraftig
festgestellten - Verfall von 6,62 Zahlungsansprichen im Zuge der Gewahrung der EBP 2008, welche sich auch auf das
vorliegende Antragsjahr 2011 auswirkt.

2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus den Akten des Verwaltungsverfahrens und blieb sowohl im Verwaltungsverfahren als
auch im Beschwerdeverfahren dem Grunde nach unbestritten.

Belege fur die Unrichtigkeit der von der belangten Behdrde vorgenommenen Vor-Ort-Kontrolle wurden von der
Beschwerdefiihrerin im Verfahren nicht vorgelegt; das Ergebnis dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde von der
Beschwerdefiihrerin in der Beschwerde auch nicht substantiiert bestritten. Auch liegen keine von Amts wegen
aufzugreifenden Anhaltspunkte vor, die ausreichenden Grund fir die Annahme béten, dass das Ergebnis der Vor-Ort-
Kontrolle unzutreffend ware, weshalb das Ergebnis der Vor-Ort-Kontrolle als erwiesen anzusehen ist.

3. Rechtliche Beurteilung: Zu A)
Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen flr
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19
Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fir die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbaume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33

Zahlungsanspruche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie



a) Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habenp)
Zahlungsanspriiche besitzen, die sie gemal? der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprutche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."

"Artikel 34

Aktivierung von Zahlungsansprichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stltzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspriichen besteht Anspruch auf
die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.

(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Fldche auch fir nichtlandwirtschaftliche
Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[...]1."
"Artikel 35
Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. AulRer im Falle hoherer Gewalt oder aullergewdhnlicher Umstande mussen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfigung stehen, der jedoch nicht nach
dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdnnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu dndern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der
einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."

"Artikel 37
Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen
gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23, 12 Abs. 1, 21, 25, 26 Abs. 1, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom
30.11.2009 mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stltzungsregelung fir den Weinsektor lauten:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 21,
25, 26, Absatz eins, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfuihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor lauten:

"Artikel 2

[...]



23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften flr die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die

Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 25
Rucknahme von Beihilfeantragen
(1) Ein Beihilfeantrag kann jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zuriickgenommen werden. [...]

(2) Hat die zustandige Behorde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag
hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, und werden bei dieser
Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt, so kénnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des

Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.

(3) Ricknahmen nach Absatz 1 versetzen den Antragsteller wieder in die Situation, in der er sich vor Einreichung des
betreffenden Beihilfeantrags oder -antragsteils befand."

"Artikel 26
Allgemeine Grundsatze

(1) Die in dieser Verordnung geregelten Verwaltungskontrollen und Vor-Ort-Kontrollen werden so durchgefuhrt, dass
zuverlassig gepruft werden kann, ob die Voraussetzungen fur die Gewahrung der Beihilfen und die Anforderungen und
Normen fur die anderweitigen Verpflichtungen eingehalten wurden."

"Artikel 57
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e -Strichaufzahlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsansprichen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;



e Strichaufzahlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Fldche berechnet.

[...]1 wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtfliche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Fldche gleichgesetzt. Fur diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fir Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58
Kdrzungen und Ausschlisse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemafR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flaichenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belduft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Fldche und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemaR Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstdndig gemaR dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemaR Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieRBen. Dieser Betrag wird gemaR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstdndig gemaR dem genannten Artikel
verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."

"Artikel 73
Ausnahmen von der Anwendung der Karzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kirzungen und Ausschliisse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustdndige Behodrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdérde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kirzungen und
AusschlUsse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft



geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufiihren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
Unregelmaligkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fuhrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation.

"Artikel 80
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. [...]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.

Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 3 der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 uber den
Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaBigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kirzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programmes.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Félle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemaR Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

Daraus folgt flr die eingebrachte Beschwerde:

Zum besseren Verstandnis des Beschwerdefalles ist zundchst - wie oben bereits dargelegt wurde - die Gewahrung der
EBP im Antragsjahr 2008 zu betrachten: Im Antragsjahr 2008 wurden bei einer beantragten Flache von 23,26 ha
lediglich 16,90 ha ermittelt. Da aber 23,52 Zahlungsanspriiche aus der nationalen Reserve (Kompression) zur
Verfligung standen und 6,62 Zahlungsanspruche (durch die Flachendifferenz) nicht genutzt werden konnten, mussten
diese 6,62 nicht genutzten Zahlungsanspriche mit Bescheid der belangten Behérde vom 30.10.2013, AZ 11/7-EBP/08-
120009597, fir verfallen erklart werden. Eine Beschwerde gegen diesen Bescheid betreffend das Antragsjahr 2008
wurde, wie bereits ausgeflhrt, mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 03.05.2017, GZ W133 2104380-
1/3E, rechtskraftig als unbegriindet abgewiesen.

Da aber Uber die Frage des Verfalls der Zahlungsanspriche im Ausmafl von 6,62 ZA bereits im Rahmen des
Antragsjahres 2008 rechtskraftig abgesprochen wurde, war die belangte Behoérde daran insoweit gebunden, als der
rechtskraftige Verfall von 6,62 Zahlungsansprichen einer neuerlichen Beurteilung der Anzahl der Zahlungsanspriche
entgegen stand (vgl. VwGH 18.05.2009, 2009/17/0051, wo dieser betreffend die Festlegung des Referenzbetrages
ausfuhrt: "... Die AMA, wie auch die belangte Behorde, waren daher an die Rechtskraft dieses Bescheides insoweit
gebunden, als sie einer neuerlichen Ermittlung des Referenzbetrages unter Zugrundelegung des in Art. 38 der
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Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 genannten Zeitraumes entgegen stand. ..."; VWGH 28.11.1991, 90/06/0172; 26.09.1984,
84/11/0166; 08.02.1994, 93/08/0166). Die Behtrde war verpflichtet, den Verfall der Zahlungsanspriiche im Antragsjahr
2008 gemal Art. 50 Abs. 2 der VO (EG) Nr. 796/2004 im Rahmen der Gewahrung der EBP 2011 zu berucksichtigen und
die zu Unrecht gewdhrte Pramie zurlckzufordern.Da aber Uber die Frage des Verfalls der Zahlungsanspriiche im
Ausmal3 von 6,62 ZA bereits im Rahmen des Antragsjahres 2008 rechtskraftig abgesprochen wurde, war die belangte
Behorde daran insoweit gebunden, als der rechtskraftige Verfall von 6,62 Zahlungsansprichen einer neuerlichen
Beurteilung der Anzahl der Zahlungsanspriiche entgegen stand vergleiche VwGH 18.05.2009, 2009/17/0051, wo dieser
betreffend die Festlegung des Referenzbetrages ausfihrt: "... Die AMA, wie auch die belangte Behérde, waren daher an
die Rechtskraft dieses Bescheides insoweit gebunden, als sie einer neuerlichen Ermittlung des Referenzbetrages unter
Zugrundelegung des in Artikel 38, der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, genannten Zeitraumes entgegen stand. ...";
VWGH 28.11.1991, 90/06/0172; 26.09.1984,84/11/0166; 08.02.1994, 93/08/0166). Die Behoérde war verpflichtet, den
Verfall der Zahlungsanspriiche im Antragsjahr 2008 gemal Artikel 50, Absatz 2, der VO (EG) Nr. 796 aus 2004, im
Rahmen der Gewahrung der EBP 2011 zu berticksichtigen und die zu Unrecht gewahrte Pramie zurickzufordern.

Das Beschwerdevorbringen geht demnach am zentralen Inhalt des angefochtenen Bescheides vorbei und war daher
nicht auf die Einwendungen betreffend die Almfutterflachen einzugehen. Auch das Vorbringen dazu, dass keine
Flachensanktion verhangt werden héatte durfen geht ins Leere, da gegenstandlich eine solche im angefochtenen
Bescheid ohnehin nicht ausgesprochen wurde.

Was nun die vorliegende Erklarung des Auftreibers gemaR§ 8i Abs. 1 MOG vom 12.06.2014 betrifft, so enthalt der
durch die MOG-Novelle BGBI. | Nr. 47/2014 neu eingeflgte § 8i MOG 2007 die explizite Regelung, dass Kirzungen und
AusschlUsse keine Anwendung finden, wenn fir den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umsténde erkennbar waren,
die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der AIm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen. Eine
Sanktion wurde seitens der AMA nicht verhangt. Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung
gegeben.Was nun die vorliegende Erklarung des Auftreibers gemald Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG vom 12.06.2014
betrifft, so enthalt der durch die MOG-Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 47 aus 2014, neu eingeflgte Paragraph
8 i, MOG 2007 die explizite Regelung, dass Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung finden, wenn fir den
auftreibenden Betriebsinhaber keine Umsténde erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der
Alm- oder Weidefutterflichen zweifeln lassen hatten kénnen. Eine Sanktion wurde seitens der AMA nicht verhangt.
Somit ist kein Anwendungsbereich der genannten Bestimmung gegeben.

Die Entscheidung der AMA erfolgte somit zu Recht.

Vor diesem Hintergrund ertbrigt sich eine Entscheidung Uber den Antrag, der Beschwerde aufschiebende Wirkung
zuzuerkennen.

Von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschlief3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten wurden. Das
Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1
MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass
die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) priméar auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).Von der
Durchfihrung einer miuindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, da das Verfahren
ausschlief3lich rechtliche Fragen betrifft und die Tatsachenfeststellungen nicht substantiiert bestritten wurden. Das
Gericht konnte aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6,
Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt
offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
(INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-
93/12 Agrokonsulting).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafld Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die
Revision ist nicht zulassig, da im gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu I6sen war, der im Sinne des Art. 133
Abs. 4 B-VG grundsatzliche Bedeutung zukommt.Gemall Paragraph 25 a, Absatz eins, VwWGG hat das
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Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel
133, Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden. Die Revision ist nicht zuldssig, da im
gegenstandlichen Verfahren keine Rechtsfrage zu l6sen war, der im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG

grundsatzliche Bedeutung zukommt.

Dazu, dass die Zuweisung von Zahlungsanspriichen nicht mehr zur Disposition steht, wenn darlber rechtskraftig
entscheiden wurde, vgl. VWGH 18.05.2009, 2009/17/0051. Es liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn
die Rechtslage eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, Ra 2014/07/0053).Dazu, dass die Zuweisung von Zahlungsanspruchen
nicht mehr zur Disposition steht, wenn darUber rechtskraftig entscheiden wurde, vergleiche VwGH 18.05.2009,
2009/17/0051. Es liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage eindeutig ist (VwGH
28.05.2014, Ra 2014/07/0053).
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